
Nr. 14                                  STADT GREVENBROICH  23. Juni. 2010

Amtliche Bekanntmachung der Stadt Grevenbroich

Betr.: Straßenbenennung im Stadtgebiet
hier: Umbenennung der Carl-Diem-Straße – Stadtteil 
Gustorf

Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung 
am 10.06.2010 folgenden Beschluss gefasst:

Die im nachfolgenden Übersichtsplan kenntlich 
gemachte „Carl-Diem-Straße“ zwischen der „Christian-
Kropp-Straße“ und der Straße „Auf dem Wiler“ im 
Stadtteil Gustorf  erhält folgende neue Bezeichnung:

„Dr.-Hans-Wattler-Straße“

Stadtteil:  Gustorf
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662)                                                

Ein Übersichtsplan, der den genauen Straßenverlauf 
enthält, kann ab sofort im städtischen Verwaltungs-
gebäude Neues Rathaus, Rathauserweiterungsbau, 
Ostwall 6, Grevenbroich, Zimmer 212, während der 
Dienststunden eingesehen werden.

Grevenbroich, den 16.06.2010
Ursula Kwasny

Bürgermeisterin



Amtliche Bekanntmachung der Stadt Grevenbroich

Betr.: Beschluss des Einzelhandelsstandortkonzeptes 
für die Stadt Grevenbroich

 
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung 
am 10.06.2010 folgenden Beschluss gefasst:

„Der Rat beschließt das Einzelhandelsstandortkonzept 
in der Form der Fortschreibung 2009 nebst Anlagen als 
städtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des  
§ 1 Absatz  6  Nr. 11  Baugesetzbuch.
Die genaue Abgrenzung der Zentralen 
Versorgungsbereiche ist den Abgrenzungen auf Basis 
der Allgemeinen Liegenschaftskarte zu entnehmen.“

Der vorstehende Beschluss wird hiermit 
bekanntgemacht.

Grevenbroich, den 16.06.2010
Ursula Kwasny

Bürgermeisterin



Amtliche Bekanntmachung der Stadt Grevenbroich

Betr.: Aufstellung der 2. Änderung der 12. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr.  G 108  „Stadtmitte-West“ –  
Stadtteil Elsen –
hier: a) Aufstellungsbeschluss  gem.  § 2 (1)   i.V.m. 
§§ 1 (8) und 13 a Baugesetzbuch (BauGB)
b) Durchführung des Verfahrens gem. § 13 a BauGB

Zu a)
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung 
am 10.06.2010 folgenden Beschluss gefasst:

Der Rat beschließt gemäß § 2 (1) i.V.m.  §§ 1 (8) und 
13 a Baugesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I. S. 2414), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes zur Neuregelung 
des Wasserrechts vom 31.07.2009 (BGBl. I. S. 2585), 
die Aufstellung der  2.   Änderung der 12. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. G 108 „Stadtmitte-West“.

Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan 
schwarz umrandet, unterbrochen dargestellt.

Stadtteil:  Elsen
BPlan-Änd.-Nr.:  2. Änd. der 12. Änd. G 108
Bezeichnung:  „Stadtmitte-West“
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662)

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß  § 2 (1)  
S. 2  BauGB   i.V.m.   § 1 (8) BauGB bekanntgemacht.

Zu b)
Ferner hat der Rat der Stadt Grevenbroich in seiner 
Sitzung am 10.06.2010 beschlossen, das beschleunigte 
Verfahren gem. § 13 a BauGB durchzuführen.

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 13 a 
(3) BauGB bekanntgemacht.

Die Durchführung des beschleunigten Verfahrens 
bedeutet gemäß § 13 a (3) Satz 1 Nr. 1 BauGB, dass 
von einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB  
abgesehen wird.



Über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der Planung kann sich die 
Öffentlichkeit in der Zeit vom 28.06.2010 bis 
einschließlich 09.07.2010 im städtischen Verwaltungs-
gebäude Neues Rathaus, Rathauserweiterungsbau, 
Ostwall 6, Grevenbroich, Zimmer 212, während der 
Dienststunden unterrichten und sich zum gewählten 
Verfahren gemäß § 13 a (3) BauGB äußern.

Grevenbroich, den 16.06.2010
Ursula Kwasny

Bürgermeisterin



Amtliche Bekanntmachung der Stadt Grevenbroich

Betr.: a) Aufstellung der 1. Änderung und Ergänzung 
des Bebauungsplanes Nr. G 155 „Lindenstraße / 
Walrafsgäßchen“  – Stadtteil Stadtmitte –
b) Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. G 174 „Merkatorstraße“ – Stadtteil Stadtmitte –
hier: 1) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) i.V.m. §§
1 (8) und 13 a Baugesetzbuch (BauGB)
2) Durchführung des Verfahrens gem. § 13 a BauGB

Zu 1a)
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung 
am 10.06.2010 folgenden Beschluss gefasst:

Der Rat beschließt gemäß § 2 (1) i.V.m.  §§ 1 (8) und 
13 a Baugesetzbuch in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I. S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes zur 
Neuregelung des Wasserrechts vom  31.07.2009  
(BGBl. I. S. 2585), die  Aufstellung der  1.   Änderung 
und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. G 155 
„Lindenstraße / Walrafsgäßchen“.

Zu 1b)
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung 
am 10.06.2010 folgenden Beschluss gefasst:

Der Rat beschließt gemäß § 2 (1) i.V.m.  §§ 1 (8) und 
13 a Baugesetzbuch  die Aufstellung der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. G 174 „Merkatorstraße“.

Die Plangebiete sind in den nachfolgend abgedruckten 
Plänen schwarz umrandet, unterbrochen dargestellt.

Stadtteil:  Stadtmitte
BPlan-Änd.-Nr.:  1. Änd. + Erg. G 155
Bezeichnung:  „Lindenstraße / Walrafsgäßchen“
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662)



Stadtteil:  Stadtmitte
BPlan-Änd.-Nr.: 1. Änd. G 174
Bezeichnung: „Merkatorstraße“
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662)

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit gemäß  
§ 2 (1)  S. 2   i.V.m.   § 1 (8) BauGB bekanntgemacht.

Zu 2a+b)
Ferner hat der Rat der Stadt Grevenbroich in seiner 
Sitzung am 10.06.2010 beschlossen, bei der 1. 
Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. G 
155 sowie bei der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. G 174 das beschleunigte Verfahren gem. § 13 a 
BauGB durchzuführen.

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 13 a 
(3) BauGB bekanntgemacht.

Die Durchführung des beschleunigten Verfahrens 
bedeutet gemäß § 13 a (3) Satz 1 Nr. 1 BauGB, dass 
von einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB  
abgesehen wird.

Über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der beiden Planungen kann 
sich die Öffentlichkeit in der Zeit vom 28.06.2010 bis 
einschließlich 09.07.2010 im städtischen Verwaltungs-
gebäude Neues Rathaus, Rathauserweiterungsbau, 
Ostwall 6, Grevenbroich, Zimmer 212, während der 
Dienststunden unterrichten und sich zum gewählten 
Verfahren gemäß § 13 a (3) BauGB äußern.

Grevenbroich, den 16.06.2010
Ursula Kwasny

Bürgermeisterin



Amtliche Bekanntmachung der Stadt Grevenbroich

Betr.: a) Aufstellung der 1. Änderung und Ergänzung 
des Bebauungsplanes Nr.  G 137 „Laacher Hamm“ –
Stadtteil Laach –
b) Aufstellung der 5. Änderung der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. K 25 „Entwicklungsbereich 
Kapellen, Teil 1, Wohn- und Mischgebiet Nord“  
– Stadtteil Kapellen –
hier: 1) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) i.V.m.  §§ 
1 (8) und 13 a Baugesetzbuch (BauGB)
2) Durchführung des Verfahrens gem. § 13 a BauGB
3) Auslegung gem. § 3 (2) i.V.m. § 13 und § 13 a BauGB

Zu 1a)
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung 
am 10.06.2010 folgenden Beschluss gefasst:

Der Rat beschließt gemäß § 2 (1) i.V.m.  §§ 1 (8) und 
13 a Baugesetzbuch in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I. S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes zur 
Neuregelung des Wasserrechts vom 31.07.2009 (BGBl. 
I. S. 2585),   die   Aufstellung  der  1.   Änderung und 
Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. G 137 „Laacher 
Hamm“.

Zu 1b)
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung 
am 10.06.2010 folgenden Beschluss gefasst:

Der Rat beschließt gemäß  § 2 (1)  i.V.m.  §§ 1 (8) und 
13 a BauGB die   Aufstellung  der  5.   Änderung der  2. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. K 25 „Entwick-
lungsbereich Kapellen, Teil 1, Wohn- und Mischgebiet 
Nord“.

Die Plangebiete sind in den nachfolgend abgedruckten 
Plänen schwarz umrandet, unterbrochen dargestellt.

Stadtteil:  Laach
BPlan-Änd.-Nr.:  1. Änd. + Erg. G 137
Bezeichnung:  „Laacher Hamm“
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662)



Stadtteil:  Kapellen
BPlan-Änd.-Nr.:  5. Änd. der 2. Änd. K 25
Bezeichnung:  „Entwicklungsbereich Kapellen,
Teil 1, Wohn- und Mischgebiet Nord“
Druckgenehm. Rhein-Kreis Neuss: DGK 5 (3662)

Die vorstehenden  Beschlüsse  werden  hiermit gemäß  
§ 2 (1) S. 2   i.V.m.  § 1 (8) BauGB bekanntgemacht.

Zu 2a+b)
Ferner hat der Rat der Stadt Grevenbroich in seiner 
Sitzung am 10.06.2010 beschlossen, bei der 1. 
Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. G 
137 sowie bei der 5. Änderung der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. K 25 das beschleunigte 
Verfahren gem. § 13 a BauGB durchzuführen.

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 13 a 
(3) BauGB bekanntgemacht.

Die Durchführung des beschleunigten Verfahrens 
bedeutet gemäß § 13 a (3) Satz 1 Nr. 1 BauGB, dass 
von einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB 
abgesehen wird.

Über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der beiden Planungen kann 
sich die Öffentlichkeit in der Zeit vom 28.06.2010 bis 
einschließlich 09.07.2010 im städtischen Verwaltungs-
gebäude Neues Rathaus, Rathauserweiterungsbau, 
Ostwall 6, Grevenbroich, Zimmer 212, während der 
Dienststunden unterrichten und sich zum gewählten 
Verfahren gemäß § 13 a (3) BauGB äußern.

Zu 3a+b) 
Außerdem hat der Planungsausschuss der Stadt 
Grevenbroich in seiner Sitzung am 18.05.2010 gemäß  
§ 3 (2) i.V.m.  § 13 und § 13 a BauGB die Auslegung 
der 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes 
Nr. G 137 sowie der 5. Änderung der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. K 25 beschlossen.



Die Entwürfe der o.g. Bebauungsplanänderungen 
liegen gemäß § 3 (2) i.V.m. § 13 und § 13 a BauGB 
einschließlich Entwurfsbegründungen in der Zeit vom 
12.07.2010 bis einschließlich 11.08.2010 im städtischen 
Verwaltungsgebäude Neues Rathaus, Rathaus-
erweiterungsbau, Ostwall 6, Grevenbroich, Zimmer 212, 
während der Dienststunden öffentlich aus.

Während der Auslegungsfrist kann jedermann 
Anregungen zu den Entwürfen schriftlich oder zur 
Niederschrift vorbringen.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
gem. § 3 (2) Satz 2 und § 4 a (6) BauGB bei der 
Beschlussfassung über die Bauleitpläne 
unberücksichtigt bleiben.
Ferner ist ein Antrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können. 

Grevenbroich, den 16.06.2010
Ursula Kwasny

Bürgermeisterin



Die Dienststunden des Fachbereiches 
Planung/Bauordnung sind:

montags bis mittwochs von  7.30 Uhr bis 12.30 Uhr
und von 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr

donnerstags von  7.30 Uhr bis 12.30 Uhr
und von 13.00 Uhr bis 17.00 Uhr

freitags  von 7.30 Uhr bis 13.00 Uhr



Amtliche Bekanntmachung der Stadt 

Grevenbroich

Bekanntmachung der Einsichtnahme in den 

Beteiligungsbericht 

der Stadt Grevenbroich

Aufgrund des § 117 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (folgend GO NW) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 

666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2009 

(GV. NW. S. 950) hat die Gemeinde einen 

Beteiligungsbericht zu erstellen. Die Einsicht in den 

Bericht ist jedermann gestattet. Auf die Möglichkeit der 

Einsichtnahme für den Beteiligungsbericht 2009 im 

Fachbereich 20, Finanzmanagement, wird hiermit 

hingewiesen.

Grevenbroich, den 14.06.2010
Ursula Kwasny
Bürgermeisterin
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Hauptsatzung der Stadt Grevenbroich 
vom 16.06.2010

Inhaltsübersicht

Präambel

§ 1 Gebiet der Stadt

§ 2 Hoheitszeichen

§ 3 Rat der Stadt

§ 4 Stellvertretende Bürgermeister, Fraktionsvorsit-

zende

§ 5 Ausschüsse

§ 6 Integrationsrat

§ 7 Gleichstellungsbeauftragte

§ 8 Anregungen und Beschwerden

§ 9 Beigeordnete

§ 10 Verwaltungsvorstand

§ 11 Zuständigkeit des Bürgermeisters

§ 12 Verträge mit Rats- und Ausschussmitgliedern, 

dem Bürgermeister und leitenden Dienstkräften 

der Stadt

§ 13 Beamte, tariflich Beschäftigte

§ 14 Unterrichtung der Öffentlichkeit

§ 15 Öffentliche Bekanntmachungen

§ 16 Zuwendungen

§ 17    Inkrafttreten

Präambel

Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V. m. § 41 Abs.1 Satz 2 
Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 17.12.2009 (GV NRW, S. 
950), hat der Rat der Stadt Grevenbroich am 10. Juni 2010 
mit Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des 
Rates die folgende Hauptsatzung beschlossen:
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§ 1
Gebiet der Stadt

Das Gebiet der Stadt Grevenbroich setzt sich aus den 
Ortsteilen zusammen, die folgende Bezeichnung führen: 
Stadt Grevenbroich, Allrath, Barrenstein, Elfgen, Elsen, 
Fürth / Fürther Berg, Laach, Neuenhausen, Südstadt, Noi-
thausen, Orken, Neukirchen, Stadt Hülchrath, Münchrath, 
Mühlrath, Gubisrath, Neukircher Heide, Gustorf, Gindorf, 
Frimmersdorf, Neurath, Kapellen, Gilverath, Gruissem, 
Neubrück, Vierwinden, Hemmerden, Busch, Stadt Weve-
linghoven, Langwaden, Tüschenbroich, Industriegebiet-
Ost.

§ 2 
Hoheitszeichen

(1)  Die Stadt Grevenbroich hat ein Stadtwappen. Es zeigt 
in Rot eine silberne (weiße) Burg mit hohem gezinn-
tem Torturm und niederem gezinntem Anbau; rechts 
einen goldenen (gelben) Schild mit einem rotbewehr-
ten und rotbezungten schwarzen Löwen.

(2) Das Banner der Stadt Grevenbroich ist Rot-Weiß-Rot 
im Verhältnis 1:4:1 längsgestreift mit dem etwas über 
die Mitte nach oben verschobenen  Wappenschild der 
Stadt.

(3) Die Stadt Grevenbroich führt ein Dienstsiegel mit der 
oberen Umschrift "Stadt Grevenbroich" und der unte-
ren Umschrift "Rhein-Kreis Neuss". Das Siegelbild 
zeigt im Siegelgrund den Wappenschild der Stadt, 
dessen Inhalt in Umrisszeichnungen wiedergegeben 
ist.

§ 3 
Rat der Stadt

(1) Die von den Bürgern gewählte Vertretung führt die 
Bezeichnung "Rat der Stadt Grevenbroich".

(2) Die Mitglieder des Rates führen die Bezeichnung 
"Ratsfrau / Ratsherr". 

(3) Der Rat entscheidet in allen Angelegenheiten, die ihm 
gesetzlich vorbehalten sind oder die er sich selbst 
vorbehält.
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(4) Die Mitglieder des Rates erhalten eine Aufwandsent-
schädigung in Form eines monatlichen Pauschal-
betrages, ein Sitzungsgeld sowie Fahrkosten-
entschädigung nach Maßgabe der EntschVO für die 
Teilnahme an Rats-, Ausschuss- und Frakti-
onssitzungen. 

(5) Sachkundige Bürger, sachkundige Einwohner und 
Ausschussmitglieder nach spezialgesetzlichen Vor-
schriften erhalten für die Teilnahme an Ausschuss-
und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld sowie Fahr-
kostenentschädigung nach Maßgabe der EntschVO. 
Dies gilt unabhängig vom Eintritt des Vertretungsfal-
les auch für die Teilnahme an Fraktionssitzungen als 
stellvertretendes Ausschussmitglied. Die Mitglieder 
des Integrationsrates erhalten für Sitzungen dieses 
Gremiums ebenfalls Sitzungsgeld und Fahrkosten-
entschädigung. 

(6) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf 
Ersatz des Verdienstausfalls, es sei denn, dass er-
sichtlich keine finanziellen Nachteile entstanden sind. 
Der Verdienstausfall wird für jede Stunde der ver-
säumten regelmäßigen Arbeitszeit berechnet, wobei 
die letzte angefangene Stunde voll zu rechnen ist. 
Der Anspruch wird wie folgt abgegolten.

a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten ei-
nen Regelstundensatz, es sei denn, dass sie er-
sichtlich keine finanziellen Nachteile erlitten ha-
ben. Der Regelstundensatz wird auf 7,70 € fest-
gesetzt.

b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Re-
gelstundensatz übersteigende Verdienstausfall 
gegen entsprechenden Nachweis, z.B. durch 
Vorlage einer Bescheinigung des Arbeitgebers, 
ersetzt.

c) Selbständige können eine besondere Ver-
dienstausfallpauschale je Stunde erhalten, so-
fern sie einen den Regelsatz übersteigenden 
Verdienstausfall glaubhaft machen. Die Glaub-
haftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklä-
rung über die Höhe des Einkommens, in der die 
Richtigkeit der gemachten Angaben versichert 
wird.

d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 
Personen führen und nicht oder weniger als 20 
Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für 
die Zeit der mandatsbedingten Abwesenheit 
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vom Haushalt mindestens den Regelstunden-
satz. Auf Antrag werden statt des Regelstun-
densatzes die notwendigen Kosten für eine Ver-
tretung im Haushalt ersetzt.

e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außer-
halb der regelmäßigen Arbeitszeit aufgrund der 
mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt 
notwendig werden, werden auf Antrag in Höhe 
der nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinder-
betreuungskosten werden nicht erstattet bei 
Kindern, die das 14. Lebensjahr vollendet ha-
ben, es sei denn, besondere Umstände des Ein-
zelfalls werden glaubhaft nachgewiesen.

f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den 
Betrag von 12,80 € je Stunde übersteigen.
Die vorgenannten Regelungen gelten für Mitglie-
der des Integrationsrates entsprechend.

(7) Dauert eine Sitzung länger als sechs Stunden, so wird 
ein weiteres Sitzungsgeld gewährt. Bei mehreren Sit-
zungen an einem Tag dürfen nicht mehr als zwei Sit-
zungsgelder gewährt werden. Die Anzahl der Frakti-
onssitzungen jeder Fraktion, für die das Sitzungsgeld 
gezahlt wird, wird auf 50 Sitzungen im Jahr be-
schränkt. 

(8) Erforderliche Dienstreisen von gewählten Vertretern 
der Stadt in Gremien Dritter gelten mit dem Beschluss 
über die Wahl als genehmigt.
Durchgeführte Dienstreisen von Rats- und Aus-
schussmitgliedern werden halbjährlich in Form einer 
Aufstellung nachträglich dem Rat zur Kenntnis gege-
ben. 

§ 4 
Stellvertretende Bürgermeister, Fraktionsvorsitzende

(1) Der Rat wählt aus seiner Mitte ohne Aussprache zwei 
ehrenamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters. Er 
kann weitere Stellvertreter wählen. 

(2) Die ehrenamtlichen Stellvertreter des Bürgermeisters 
und die Fraktionsvorsitzenden – bei Fraktionen mit 
mindestens 10 Mitgliedern auch ein stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender und mit mindestens 20 Mitglie-
dern auch zwei stellvertretende Vorsitzende – erhalten 
eine zusätzliche Aufwandsentschädigung nach Maß-
gabe der EntschVO.
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(3) Bei mehreren Ämtern in einer Person wird diese Auf-
wandsentschädigung nur einmal gezahlt.

§ 5 
Ausschüsse

(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in 
der Gemeindeordnung oder in anderen gesetzlichen 
Vorschriften vorgeschriebenen gebildet werden. Die 
Zahl der stimmberechtigten Ausschussmitglieder soll 
ungerade sein. 

(2) Der Planungsausschuss wird mit der Wahrnehmung 
der Aufgaben eines Denkmalausschusses im Sinne 
des § 23 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz beauftragt. 

(3) Die Befugnisse, Aufgaben und Mitgliederzahlen der 
Ausschüsse sowie sonstiger Gremien werden durch 
Ratsbeschluss und in der Zuständigkeitsordnung fest-
gelegt, sofern diese nicht durch Rechtsvorschriften 
festgelegt sind. Die Ausschüsse werden ermächtigt, in 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches die Ent-
scheidungen dem Bürgermeister zu übertragen. 

(4) Der Rat kann sich durch Ratsbeschluss für einen be-
stimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzel-
fall die Entscheidung vorbehalten.

(5) Die Auskunfts- und Akteneinsichtsrechte von Frakti-
onsvorsitzenden, Ausschussvorsitzenden sowie 
Ratsmitgliedern richten sich nach § 55 GO NRW.

§ 6 
Integrationsrat

(1) Gemäß § 27 GO NRW wird ein Integrationsrat gebil-
det.

(2)  Der Integrationsrat besteht aus fünfzehn Mitgliedern, 
davon aus zehn gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW 
direkt gewählten Mitgliedern und fünf gemäß § 27 Abs. 
2 Satz 3 GO NRW vom Rat bestellten Ratsmitgliedern.

(3) Der Wahltag wird innerhalb der gesetzlich vorge-
schriebenen Frist durch den Rat festgelegt.
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§ 7
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Zur Verwirklichung des Verfassungsgebots der Gleich-
berechtigung von Frau und Mann bestellt der Bürger-
meister eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauf-
tragte. Diese soll mit einem Teil ihrer Wochenstunden 
für den Bereich Gleichstellung tätig sein.

(2) Der Bürgermeister bestellt eine Stellvertreterin der 
Gleichstellungs-beauftragten für den Aufgabenbereich 
der §§ 17, 18, 19 Abs. 1 LGG. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorha-
ben und Maßnahmen der Gemeinde mit, die die Be-
lange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Aner-
kennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der Ge-
sellschaft haben. Dies sind insbesondere soziale, or-
ganisatorische und personelle Maßnahmen, ein-
schließlich Stellenausschreibungen, Auswahlverfahren 
und Vorstellungsgespräche; die Gleichstellungsbeauf-
tragte hat insbesondere die Aufstellung und Änderung 
des Frauenförderplans sowie die Erstellung des Be-
richts über die Umsetzung des Frauenförderplans 
durchzuführen. 

(4) Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbe-
auftragte über geplante Maßnahmen gemäß Abs. 3 
rechtzeitig und umfassend.

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Bera-
tungsgegenstände ihres Aufgabenbereiches behandelt 
werden, an Sitzungen des Verwaltungsvorstandes, 
des Rates und seiner Ausschüsse teilnehmen. Ihr ist 
auf Wunsch das Wort zu erteilen. Sie kann die Öffent-
lichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenberei-
ches unterrichten. Hierüber ist der Bürgermeister vor-
ab zu informieren. 

Die Entscheidung, ob ein Beratungsgegenstand eine 
Angelegenheit des Aufgabenbereiches der Gleichstel-
lungsbeauftragten ist, obliegt dem Bürgermeister bzw. 
bei Ausschusssitzungen dem Ausschussvorsitzenden. 

(6) Die Vorlagen und Vorinformationen zu Beratungsge-
genständen, die den übrigen Rats- bzw. Ausschuss-
mitgliedern zugesandt werden, sind spätestens 
gleichzeitig auch der Gleichstellungsbeauftragten zu-
zuleiten, sofern Angelegenheiten ihres Aufgabenbe-
reichs in Frage stehen.
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(7) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenhei-
ten, die ihren Aufgabenbereich berühren, den Be-
schlussvorlagen des Bürgermeisters widersprechen; 
in diesem Fall hat der Bürgermeister den Rat zu Be-
ginn der Beratung auf den Widerspruch und seine 
wesentlichen Gründe hinzuweisen. 

§ 8
Anregungen und Beschwerden

(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemein-
schaft mit anderen schriftlich mit Anregungen oder 
Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an 
den Rat zu wenden.

(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Auf-
gabenbereich der Stadt Grevenbroich fallen, sind vom 
Bürgermeister an die zuständige Stelle weiterzuleiten. 
Der Antragsteller ist hierüber zu unterrichten. 

(3) Über den Umgang mit Eingaben von Bürgern, die 
weder Anregungen oder Beschwerden zum Inhalt ha-
ben (z.B. Fragen, Erklärungen, Ansichten, etc.), ent-
scheidet der Bürgermeister ohne Beratung in eigener 
Zuständigkeit.

  Bürgeranträge - Beschwerden und Anregungen, die 
den Charakter von Beschwerden haben - denen of-
fensichtlich sofort abgeholfen werden kann, gelten als 
Geschäft der laufenden Verwaltung als auf den Bür-
germeister übertragen. In diesen Fällen sind Antrag 
und Antwort des Bürgermeisters dem Beschwerde-
ausschuss in der nächstfolgenden Sitzung zuzuleiten.

(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwer-
den bildet der Rat gemäß § 57 GO NRW einen Be-
schwerdeausschuss. Dem Beschwerdeausschuss 
gehören 7 stimmberechtigte und 2 beratende Mitglie-
der an. 

(5) Der Beschwerdeausschuss hat Anregungen und Be-
schwerden zu prüfen. Danach überweist er sie an die 
zur Entscheidung berechtigte Stelle. Bei der Überwei-
sung kann er Empfehlungen aussprechen, an die die 
zur Entscheidung berechtigte Stelle nicht gebunden 
ist.  

(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Ange-
legenheit, die den Gegenstand einer Anregung oder 
Beschwerde bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 
GO NRW), bleibt unberührt. 
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(7) Dem Antragsteller kann aufgegeben werden, Anre-
gungen oder Beschwerden in der für eine ordnungs-
gemäße Beratung erforderlichen Anzahl einzureichen. 
Die Beratung kann in diesen Fällen bis zur Einrei-
chung der notwendigen Unterlagen ausgesetzt wer-
den. 

Von einer Prüfung von Anregungen und Beschwerden 
soll abgesehen werden, wenn

a) der Inhalt einen Straftatbestand erfüllt,
b) gegenüber bereits geprüften Anregungen oder 

Beschwerden kein neues Sachvorbringen vor-
liegt. 

(8) Falls der Ausschuss es für erforderlich erachtet, kann 
der Antragsteller im Beschwerdeausschuss gehört 
werden. Auf Verlangen ist er zu hören.

(9) Der Beschwerdeführer ist über die Entscheidungen 
des Beschwerdeausschusses und der berechtigten 
Stelle zu unterrichten. 

§ 9 
Beigeordnete

Die Zahl der Beigeordneten wird auf vier festgesetzt. Die 
Stellen des Bürgermeisters und von vier Beigeordneten 
sind hauptamtliche Stellen. Einer der Beigeordneten wird 
durch Beschluss des Rates zum allgemeinen Vertreter des 
Bürgermeisters bestellt. Er führt die Amtsbezeichnung 
„Erster Beigeordneter“.

§ 10
Verwaltungsvorstand

(1) Der Bürgermeister bildet zusammen mit den Beige-
ordneten, dem Kämmerer und den Dezernenten den 
Verwaltungsvorstand. Den Vorsitz erhält der Bürger-
meister. Der Bürgermeister kann auf Dauer oder für 
einzelne Angelegenheiten weitere Mitglieder zum 
Verwaltungsvorstand hinzuziehen. 

(2) Der Verwaltungsvorstand wird vom Bürgermeister zur 
Erhaltung der Einheitlichkeit der Verwaltungsführung 
regelmäßig zur gemeinsamen Beratung einberufen. 
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§ 11
Zuständigkeit des Bürgermeisters

(1) Dem Bürgermeister obliegen die gesetzlich festgeleg-
ten Aufgaben. Geschäfte der laufenden Verwaltung 
gelten im Namen des Rates als auf den Bürgermeister 
übertragen, soweit nicht der Rat sich oder einem Aus-
schuss für einen bestimmten Kreis von Geschäften 
oder für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehält. 
Nähere Einzelheiten sind in der Zuständigkeitsord-
nung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Gre-
venbroich festgelegt. 
Der Bürgermeister hat nach pflichtgemäßem Ermes-
sen darüber zu entscheiden, welche Angelegenheiten 
als Geschäfte der laufenden Verwaltung anzusehen 
sind.

(2) Neben den Aufgaben nach Abs. 1 wird der Bürger-
meister ermächtigt:

a) zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung, Veranstaltungen aller Art in ge-
schlossenen Räumen, Sportveranstaltungen, 
Theater- und Filmvorführungen, Volksbelustigun-
gen und Umzüge nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten aus feuer-, bau-, verkehrs-, veterinär- oder ge-
sundheitstaufsichtlichen Gründen zu verbieten;

b) die Räumung einsturzgefährdeter Gebäude als 
Sofortmaßnahme durchzuführen und zur Unter-
bringung von Obdachlosen behördliche, gewerbli-
che und sonstige Räume in Anspruch zu nehmen.

c) die nach den geltenden Vorschriften erforderlichen 
unaufschiebbaren Maßnahmen zur Bekämpfung 
von ansteckenden oder übertragbaren Krankhei-
ten und von Viehseuchen anzuordnen;

d) über die nach den gesetzlichen Vorschriften ge-
gen Verwaltungsakte der Stadt eingelegten Wi-
dersprüchen (Rechtsmittel) zu entscheiden;

e) über die Niederschlagung und Stundung von noch 
ausstehenden Geldforderungen bis zu 10.000,-- € 
und über deren Erlass bis zu 1.000,-- € zu ent-
scheiden;

f) Klage vor Gericht zu erheben, sofern der Streit-
wert den Betrag von 50.000,-- € nicht übersteigt;

g)  gerichtliche und außergerichtliche Vergleiche über 
Forderungen bis zu 50.000,-- € abzuschließen;
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h) Aufträge bis zu einer Gesamthöhe von 250.000,--
€ einschließlich evtl. Auftragserhöhung und -über-
schreitung zu vergeben. Diese Ermächtigung gilt 
bis 50.000,-- € generell und darüber hinaus bis zu 
250.000,-- € nur, soweit es sich um eine Vergabe 
an den Billigst bietenden handelt und mindestens 
drei qualifizierte Angebote vorliegen. Ansonsten 
entscheidet der Hauptausschuss. Darüber hinaus 
ist der Bürgermeister bei notwendiger Änderung 
oder Erhöhung eines von ihm erteilten Auftrages 
berechtigt, Überschreitungen der Auftragssumme 
bis zu 20 % zu genehmigen. Bei Überschreitun-
gen von mehr als 20 % entscheidet der Hauptaus-
schuss. Der Bürgermeister legt vierteljährlich dem 
Rat im Hauptausschuss einen Bericht über die 
Vergabe von Aufträgen in Höhe von mehr als 
10.000,-- € vor.

i) zur Bekämpfung von Katastrophen, zur Beseiti-
gung von gefahrbringenden Störungen der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung die erforderlichen 
Maßnahmen anzuordnen und die erforderlichen 
Mittel bereitzustellen;

j) Verträge über den Erwerb, Verkauf und Tausch 
von Grundstücksflächen abzuschließen, die einen 
Wert bis zu 50.000,-- € im Einzelfall haben;

k) die Genehmigung zur Änderung von Rangverhält-
nissen bei Grundstücken zu erteilen, die mit Rech-
ten zugunsten der Stadt belastet sind;

l) über die Verwendung von Haushaltsmitteln für 
freiwillige Zuschüsse im Einzelfall bis zur Höhe 
von 1.000,-- € zu entscheiden, soweit der Rat oder 
Ausschüsse keine Festlegung getroffen haben; 

m) Löschungsbewilligungen zu erteilen, sobald der 
Grund für die Eintragung des Rechts im Grund-
buch entfallen ist;

n) die Genehmigung zur Belastung von Erbbaurech-
ten bis zu 60 % des Gesamtwertes von Grundstü-
cken und Bauwerken zu erteilen;

o) über die Aufnahme von Darlehen durch die Stadt 
zu entscheiden. Der Bürgermeister berichtet in der 
darauffolgenden Sitzung des Hauptausschusses.

(3) Weitere Ermächtigungen des Bürgermeisters können 
durch Bechluss des Rates erteilt werden.
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§ 12 
Verträge mit Rats- und Ausschussmitgliedern, dem 

Bürgermeister und leitenden Dienstkräften der Stadt

Verträge und Vereinbarungen der Stadt Grevenbroich mit 
Rats- und Ausschussmitgliedern, den Unternehmen, in 
denen Rats- und Ausschussmitglieder in geschäftsführen-
der Tätigkeit beschäftigt sind, sowie den leitenden Dienst-
kräften bedürfen der Zustimmung des Rates. Hiervon sind 
ausgenommen sind Verträge,

a) die auf der Grundlage feststehender Tarife abge-
schlossen werden,

b)   denen der zuständige Ausschuss auf der Grundlage 
einer von der Stadt vorgenommenen Ausschreibung 
zugestimmt hat, 

c) deren Abschluss ein Geschäft der laufenden Verwal-
tung darstellt.

Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift sind der 
Bürgermeister, die Beigeordneten, der Kämmerer und die 
Dezernenten. 

§ 13
Beamte, tariflich Beschäftigte

(1) Die nach geltendem Recht auszustellenden Urkunden 
für Beamte sind vom Bürgermeister oder seinem all-
gemeinen Vertreter zu unterzeichnen. 

(2) Arbeitsverträge und sonstige schriftliche Erklärungen 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse von tariflich Be-
schäftigten bedürfen der Unterzeichnung durch den 
Bürgermeister oder den hierzu besonders beauftrag-
ten Bediensteten. 

(3) Ernennung, Beförderung und Entlassung von Beam-
ten sowie Einstellung, Höhergruppierung und Entlas-
sung von tariflich Beschäftigten erfolgen durch den
Bürgermeister nach Maßgabe des Stellenplans. Er 
trifft die dienst- und arbeitsrechtlichen Entscheidun-
gen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(4) Entscheidungen für Bedienstete in Führungsfunktio-
nen, die das beamtenrechtliche Grundverhältnis oder 
das Arbeitsverhältnis eines Bediensteten zur Stadt 
Grevenbroich verändern, sind durch den Rat oder den 
Hauptausschuss im Einvernehmen mit dem Bürger-
meister zu treffen, soweit gesetzlich nichts anderes 
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bestimmt ist. Kommt ein Einvernehmen nicht zustan-
de, richtet sich das weitere Verfahren nach § 73 Abs. 
3 bis 5 GO NRW.

 
(5) Bedienstete in Führungsfunktionen sind Leiter von 

Organisationseinheiten, die dem Hauptverwaltungs-
beamten oder einem anderen Wahlbeamten oder die-
sem in der Führungsfunktion vergleichbaren Bediens-
teten unmittelbar unterstehen.  

(6) Bei Entscheidungen im Sinne des Absatzes 4 handelt 
es sich um beamtenrechtliche Ernennungen, Beförde-
rungen, Entlassungen und Zurruhesetzungen sowie 
den Abschluss, die Änderung, die Kündigung und die 
Aufhebung von Arbeitsverträgen und Höhergruppie-
rungen.

(7) Der Mitwirkungsvorbehalt des Absatzes 4 ist auch im 
Bereich der Arbeitsverhältnisse der tariflich Beschäf-
tigten auf solche Entscheidungen beschränkt, die im 
Beamtenbereich den Entscheidungen entsprechen, 
die das beamtenrechtliche Grundverhältnis betreffen. 

§ 14 
Unterrichtung der Öffentlichkeit

(1) Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsa-
me Angelegenheiten der Stadt zu unterrichten (§ 23 
GO NRW). Die Unterrichtung hat möglichst frühzeitig 
zu erfolgen. Über die Art und Weise der Unterrichtung 
(z.B. Hinweis in der öffentlichen Presse, öffentliche 
Anschläge, schriftliche Unterrichtung aller Haushalte, 
Durchführung besonderer Informationsveranstal-
tungen, Abhalten von Einwohnerversammlungen) ent-
scheidet der Rat von Fall zu Fall.

(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere statt-
finden, wenn es sich um Planungen oder Vorhaben 
handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt 
unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder die mit 
erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von Ein-
wohnern verbunden sind. Die Einwohnerver-
sammlung kann auf Teile des Stadtgebietes be-
schränkt werden.

(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerver-
sammlung beschlossen, so setzt der Bürgermeister 
Zeit und Ort der Versammlung fest und lädt alle Ein-
wohner durch öffentliche Bekanntmachung ein. Die in 
der Geschäftsordnung für die Einberufung des Rates 
festgelegten Ladungsfristen gelten entsprechend. Der 
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Bürgermeister führt den Vorsitz der Versammlung. Zu 
Beginn der Versammlung unterrichtet der Bürgermeis-
ter die Einwohner über Grundlagen, Ziele, Zwecke und 
Auswirkungen der Planung bzw. des Vorhabens. Ab-
schließend haben die Einwohner Gelegenheit, sich zu 
den Ausführungen zu äußern und sie mit den vom Rat 
zu bestimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und 
dem Bürgermeister zu erörtern. Eine Beschlussfas-
sung findet nicht statt. Der Rat ist über das Ergebnis 
der Einwohnerversammlung in seiner nächsten Sit-
zung zu unterrichten.

(4) Stellungnahmen, Informationen und die Unterrichtung 
der Öffentlichkeit durch die Fraktionen des Rates un-
terliegen unter Beachtung der Bestimmungen der 
Gemeindeordnung und der Geschäftsordnung des 
Rates über die Verschwiegenheitspflicht keinen Be-
schränkungen.

 
(5) Die dem Bürgermeister aufgrund der Geschäftsord-

nung obliegende Unterrichtungspflicht bleibt unbe-
rührt.

§ 15
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Greven-
broich, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben 
sind, werden vollzogen im Erft-Kurier.

(2) Die öffentliche Bekanntmachung ist, sofern in den 
Beschlüssen ein anderer Zeitpunkt nicht bestimmt ist, 
mit Ablauf des Tages vollzogen, an dem der Erft-
Kurier mit der Bekanntmachung erscheint. 

(3) Das gleiche gilt für die übrigen gesetzlich vorge-
schriebenen öffentlichen Bekanntmachungen, soweit 
nicht sondergesetzlich etwas anderes bestimmt ist.

(4) Für die öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und 
Tagesordnung der Ratssitzungen finden die Bestim-
mungen des Abs. 1 entsprechende Anwendung.

(5) Für den Fall, dass der Erft-Kurier nicht erscheint oder 
eine Bekanntmachung in der durch Abs. 1 festgeleg-
ten Form infolge höherer Gewalt oder sonstiger unab-
wendbarer Ereignisse nicht möglich ist und eine Be-
kanntmachung im Sinne der Absätze 1 bis 4 keinen 
Aufschub duldet, so erfolgt die Bekanntmachung er-
satzweise durch die NGZ oder durch Herausgabe ei-
nes eigens aus diesem Anlass herausgegebenen 
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Amtsblattes. Nach Wiedererscheinen des Erft-Kuriers 
bzw. nach Entfallen des Hinderungsgrundes ist die öf-
fentliche Bekanntmachung (unter Angabe des Grun-
des für dieses Verfahren) nachrichtlich zu wiederho-
len, sofern eine derartige Wiederholung durch Fristab-
lauf nicht überflüssig geworden ist.

§ 16 
Zuwendungen

Fraktionen erhalten aus Haushaltsmitteln Zuwendungen zu 
den Aufwendungen für die Geschäftsführung. Gruppen 
sowie Ratsmitgliedern, die keiner Fraktion oder Gruppe 
angehören, stehen zum Zwecke der Vorbereitung auf 
Ratssitzungen ebenfalls Sach- und Kommunikationsmittel 
oder finanzielle Zuwendungen aus Haushaltsmitteln zu.
Die Höhe der Zuwendungen ergibt sich jeweils aus einer 
besonderen Anlage zum Haushaltsplan. Über die Verwen-
dung der Zuwendungen ist ein vereinfachter Nachweis zu 
erbringen (§ 56 Abs. 3 GO NRW).

§ 17 
Inkrafttreten

(1) Die Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die bisherige Hauptsatzung in der letz-
ten gültigen Fassung außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Hauptsatzung der Stadt Gre-
venbroich vom 16.06.2010 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht.

Hinweis:

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
17.12.2009 (GV. NRW. S. 950) kann eine Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung gegen die vorstehende Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

c) die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher 
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Stadt Grevenbroich vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Grevenbroich, den 16.06.2010

Ursula Kwasny
Bürgermeisterin

Ende der amtliche Bekanntmachungen
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